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6 5 7 . Bundesgesetz: Aufhebung der Vollzugsanweisung, StGBl. Nr. 301/1919, der Vollzugsan-
weisung, StGBl. Nr. 269/1920, und der Verordnung BGBl. Nr. 711/1922
(NR: GP XIV IA 69/A AB 715 S. 77. BR: AB 1757 S. 370.)

6 5 8 . Bundesgesetz: 6. Novelle zum Bauern-Pensionsversicherungsgesetz
(NR: GP XIV RV 643 AB 716 S. 78. BR: AB 1758 S. 370.)

6 5 9 . Bundesgesetz: Änderung des Krankenanstaltengesetzes
(NR: GP XIV RV 656 AB 682 S. 78. BR: AB 1761 S. 370.)

660. Bundesgesetz: Tragung der Kosten für die Beseitigung von Tierkörpern
(NR: GP XIV IA 67/A AB 683 S. 78. BR: AB 1762 S. 370.)

6 5 7 . Bundesgesetz vom 13. Dezember 1977,
mit dem die Vollzugsanweisung vom 2. Juni
1919, StGBl. Nr. 301, die Vollzugsanweisung
vom 11. Juni 1920, StGBl. Nr. 269, und die
Verordnung vom 20. September 1922, BGBl.

Nr. 711, aufgehoben werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Es werden aufgehoben:

1. Die Vollzugsanweisung des Staatsamtes für so-
zialle Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Staatsamte für Justiz vom 2. Juni 1919, StGBl.
Nr. 301, über den Schutz von Dienstnehmern
bei Verlegung von Unternehmungen ins Aus-
land;

2. die Vollzugsanweisung des Staatsamtes für so-
ziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Staatsamte für Justiz vom 11. Juni 1920,
StGBl. Nr. 269, über den Schutz von Dienst-
nehmern bei Veräußerung von Betriebsmitteln
ins Ausland;

3. die Verordnung des Bundesministeriums für
soziale Verwaltung vom 20. September 1922,
BGBl. Nr. 711, über den Schutz von Dienst-
nehmern bei Verlegung von Erwerbsunter-
nehmungen und bei Veräußerung von Betriebs-
mitteln aus dem Burgenland ins Ausland.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1978
in Kraft.

(2) Die aufgehobenen Rechtsvorschriften sind
jedoch auf Rechtsansprüche, die vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes entstanden sind,
weiterhin anzuwenden.

(3) Mit der Vollziehung des Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg

6 5 8 . Bundesgesetz vom 14. Dezember 1977,
mit dem das Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetz geändert wird (6. Novelle zum

Bauern-Pensionsversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 28/1970, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 389/1970, BGBl. Nr. 33/1973, BGBl.
Nr. 25/1974, BGBl. Nr. 777/1974 und BGBl.
Nr. 709/1976, wird geändert wie folgt:

1. a) § 12 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Versicherungswert ist ein Hundert-
satz des Einheitswertes des land(forst)wirtschaft-
lichen Betriebes. Hiebei ist von dem zuletzt fest-
gestellten Einheitswert des land(forst)wirtschaft-
lichen Betriebes auszugehen; der Feststellung des
Versicherungswertes ist jedoch mindestens ein
Einheitswert von 35000 S zugrunde zu legen.
Der Versicherungswert ist jeweils zum 1. Jänner
eines jeden Kalenderjahres neu festzustellen und
auf volle Schillinge zu runden. Der Hundert-
satz beträgt im Jahre 1978 61/3, im Jahre 1979
6,75133 bei Einheitswerten bis einschließlich
150000 S. Er vermindert sich für je weitere
volle 1000 S Einheitswert im Jahr 1978 um je
0,00646, im Jahr 1979 um je 0,00689. Mit Wirk-
samkeit ab 1. Jänner eines jeden Jahres, erstmals
ab 1. Jänner 1980, sind die Beträge 6,75133
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und 0,00689 unter Bedachtnahme auf § 26 mit
der jeweiligen Richtzahl (§ 24) mit der Maßgabe
zu vervielfachen, daß die sich ergebenden Be-
träge auf fünf Dezimalstellen zu runden sind.
Der Hundertsatz darf 4 nicht unterschreiten."

b) § 12 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Bei Bildung des Versicherungswertes nach
Abs. 2 sind in den nachstehenden Fällen folgende
Werte als Einheitswerte zugrunde zu legen:

a) wenn der Pflichtversicherte mehrere land-
(forst)wirtschaftliche Betriebe führt, die
Summe der Einheitswerte aller Betriebe;

b) wenn der Pflichtversicherte Miteigentümer
eines auf gemeinsame Rechnung und Ge-
fahr geführten land(forst)wirtschaftlichen
Betriebes ist, der im Verhältnis seines
Eigentumsanteiles geteilte Einheitswert;

c) bei Verpachtung einer land(forst)wirtschaft-
lichen Fläche ein um den anteilsmäßigen
Ertragswert der verpachteten Fläche ver-
minderter Einheitswert;

d) bei Zupachtung einer land(forst)wirtschaft-
lichen Fläche ein um zwei Drittel des
anteilsmäßigen Ertragswertes der gepach-
teten Fläche erhöhter Einheitswert;

e) wenn der land(forst)wirtschaftliche Betrieb
zur Gänze gepachtet ist, ein um ein Drittel
verminderter Einheitswert; ist ein solcher
Betrieb von mehreren Personen anteils-
mäßig gepachtet, so ist lit. b sinngemäß
anzuwenden.

Eine Teilung des Einheitswertes nach lit. b
und e findet jedoch nicht statt, wenn Ehegatten
ein und denselben land(forst)wirtschaftlichen
Betrieb auf gemeinsame Rechnung und Gefahr
führen. Wenn ein Ehegatte vom anderen Ehe-
gatten land(forst)wirtschaftliche Flächen (Mit-
eigentumsanteile) bzw. den land(forst)wirtschaft-
lichen Betrieb gepachtet hat, ist dem Pächter,
abweichend von lit. d und e, der volle Ertrags-
wert der gepachteten Flächen (des gepachteten
Betriebes) anzurechnen. Die sich nach lit. a bis e
ergebenden Einheitswerte (Summe der Einheits-
werte) sind auf volle tausend Schilling abzurun-
den."

c) Im § 12 ist der Punkt am Schluß des Abs. 6
durch einen Beistrich zu ersetzen; folgendes ist
anzufügen:
„gerundet auf volle Schillinge."

d) Dem § 12 ist als Abs. 9 anzufügen:

„(9) Der monatliche Beitrag für die gemäß
§ 2 Abs. 5 Pflichtversicherten beträgt 680 S."

2. § 25 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Bei Anwendung des § 64 tritt an die
Stelle des Betrages der Bemessungsgrundlage aus
einem früheren Versicherungsfall der Betrag, der
sich aus der Vervielfachung dieser Bemessungs-

grundlage mit dem Anpassungsfaktor ergibt, der
auf die entzogene (erloschene) Pension im Falle
ihrer Weitergewährung anzuwenden gewesen
wäre. Sind in zeitlicher Folge mehrere Anpas-
sungsfaktoren anzuwenden, ist die Vervielfa-
chung in der Weise vorzunehmen, daß ihr
jeweils der für das vorangegangene Jahr ermit-
telte Betrag zugrunde zu legen ist."

3. Dem § 48 Abs. 2 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Bei der Bemessung des Hilflosenzuschusses blei-
ben Kinderzuschüsse außer Betracht."

4. § 56 Abs. 5 letzter Satz hat zu entfallen.

5. § 60 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Wartezeit ist erfüllt, wenn am Stich-
tag (§ 53 Abs. 2) Versicherungsmonate im Sinne
dieses Bundesgesetzes in folgender Mindestzahl
vorliegen:

1. für eine Leistung aus dem Versicherungsfall
der Erwerbsunfähigkeit sowie aus dem Ver-
sicherungsfall des Todes 60 Versicherungs-
monate, bei Personen, die erstmalig nach
dem vollendeten 50. Lebensjahr und nach
dem 31. Dezember 1957 einen Versiche-
rungsmonat nach diesem oder einem anderen
Bundesgesetz erworben haben, 96 Versiche-
rungsmonate;

2. für eine Leistung aus einem Versicherungsfall
des Alters 180 Versicherungsmonate.
Hat ein Versicherter zur Erfüllung der Vor-
aussetzung

a) des § 68 Abs. 2 für den Anspruch auf
Erwerbsunfähigkeitspension auf Grund
einer Erwerbsunfähigkeit im Sinne des § 70
Abs. 1 zweiter Satz oder

b) des § 68 a Abs. 1 lit. d

seinen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb an sei-
nen Ehegatten übergeben, verpachtet oder auf
andere Weise zur Bewirtschaftung überlassen,
so beträgt die Wartezeit für eine für den Ehe-
gatten in Betracht kommende Leistung aus dem
Versicherungsfall der Erwerbsunfähigkeit im
Sinne des § 70 Abs. 1 zweiter Satz 96 Ver-
sicherungsmonate. Auf die Wartezeit nach Z. 1
zählen Beitragsmonate der Weiterversicherung
zur Hälfte."

6. § 65 a hat zu lauten:

„Ermittlung der Bemessungsgrundlagen aus den
Beitragsgrundlagen

§ 65 a. (1) Die Bemessungsgrundlage nach den
§§ 61 und 62 ist aus den durchschnittlichen
monatlichen Beitragsgrundlagen der Versiche-
rungsmonate, welche die Bemessungszeit bilden
(§ 61 Abs. 3 und 4 und § 62 Abs. 2 Z. 2) zu
ermitteln.
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(2) Eine Höherversicherung hat bei der Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlagen außer Betracht
zu bleiben.

(3) Die durchschnittliche monatliche Beitrags-
grundlage eines Versicherungsmonats (Monats-
beitragsgrundlage) ist aus den nach den Abs. 4
bis 6 ermittelten Beitragsgrundlagen eines Ka-
lenderjahres in der Weise zu bilden, daß die
Summe der auf die einzelnen Versicherungs-
monate eines Kalenderjahres entfallenden Bei-
tragsgrundlagen durch die Zahl der in diesem
Kalenderjahr liegenden Versicherungsmonate ge-
teilt wird.

(4) Bei der Ermittlung der Monatsbeitrags-
grundlage (Abs. 3) ist als Beitragsgrundlage her-
anzuziehen:

1. für Beitragszeiten
a) nach dem 31. Dezember 1977 die Bei-

tragsgrundlage nach § 12;
b) der Pflichtversicherung in den Kalender-

jahren 1971 bis einschließlich 1977 die
sich aus der Anlage 1 zu diesem Bun-
desgesetz ergebende Beitragsgrundlage;
hiebei gilt ein Versicherungsmonat in
der Versicherungsklasse erworben, in die
der Versicherte für Zwecke der Bemes-
sung der Beiträge eingereiht war;

c) der Pflichtversicherung vor dem 1. Jän-
ner 1971 die sich aus der Anlage 1 zu
diesem Bundesgesetz für das Kalender-
jahr 1970 ergebende Beitragsgrundlage;
hiebei gilt ein Versicherungsmonat in
der Versicherungsklasse erworben, in die
der Versicherte für Zwecke der Bemes-
sung der Beiträge einzureihen gewesen
wäre;

d) der Weiter- oder Selbstversicherung in
den Kalenderjahren 1971 bis einschließ-
lich 1977 die sich aus der Anlage 1 zu
diesem Bundesgesetz ergebende Bei-
tragsgrundlage; lit. b ist hiebei ent-
sprechend anzuwenden;

e) der Weiter- oder Selbstversicherung vor
dem 1. Jänner 1971 die sich aus der An-
lage 1 zu diesem Bundesgesetz für das
Kalenderjahr 1970 in der Versicherungs-
klasse I ergebende Beitragsgrundlage;

2. für Ersatzzeiten die sich aus der Anlage 1
zu diesem Bundesgesetz für das Kalender-
jahr 1970 in der Versicherungklasse I erge-
bende Beitragsgrundlage.

(5) Beitragsgrundlagen nach Abs. 4 Z. 1 lit. a
und b sowie Beitragsgrundlagen nach Abs. 4 Z. 1
lit. d, die auf Versicherungsmonate nach dem
31. Dezember 1970 zurückgehen, sind mit dem
ihrer zeitlichen Lagerung entsprechenden, im
Jahr des Stichtages geltenden Aufwertungsfak-
tor (§ 24) aufzuwerten. Beitragsgrundlagen nach

Abs. 4 Z. 1 lit. c und lit. e, die auf Versiche-
rungsmonate vor dem 1. Jänner 1971 zurück-
gehen, sind ohne Rücksicht auf ihre zeitliche
Lagerung mit dem für das Kalenderjahr 1970
im Jahr des Stichtages geltenden Aufwertungs-
faktor (§ 24) aufzuwerten.

(6) Fallen in die Bemessungszeit Beitrags-
monate einer Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1
Z. 1 und solche nach § 2 Abs. 1 Z. 2, so sind
die Beitragsgrundlagen aus diesen Versicherungs-
monaten, sofern sie sich zeitlich decken, bis zum
Betrag der jeweiligen Höchstbeitragsgrundlage
nach § 12 Abs. 9 lit. a zusammenzuzählen."

7. § 67 Abs. 4 lit. a hat zu lauten:

„a) zählen Kalendermonate, während derer
ein Anspruch auf eine laufende Leistung
aus einer der im Abs. 1 genannten Pen-
sionsversicherungen gegeben war, als Er-
satzmonate jener Pensionsversicherung, in
der der Anspruch auf die Leistung (Ge-
samtleistung) bescheidmäßig festgestellt
worden war; war der Leistungsanspruch
aus der knappschaftlichen Pensionsversiche-
rung gegeben, gelten die vollen Kalender-
monate dieses Leistungsanspruches wie Bei-
tragsmonate der Pflichtversicherung in der
knappschaftlichen Pensionsversicherung;"

8. a) Dem § 68 a Abs. 1 sind folgende Sätze
anzufügen:

„Bei der Anwendung der lit. d bleiben eine die
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz
nicht begründende selbständige Erwerbstätigkeit
sowie eine unselbständige Erwerbstätigkeit außer
Betracht, wenn das aus diesen Tätigkeiten er-
zielte, auf den Monat entfallende Erwerbsein-
kommen den im § 253 Abs. 1 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes genannten jeweils gel-
tenden Betrag nicht übersteigt. Hinsichtlich der
Ermittlung des Erwerbseinkommens aus einem
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ist § 85 Abs. 5
und 7 entsprechend anzuwenden."

b) § 68 a Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:
„Die Pension nach Abs. 1 fällt mit Ablauf des
Monates weg, in dem

a) der (die) Versicherte eine selbständige oder
unselbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt,
die den Anspruch nach Abs. 1 ausschließt,
oder

b) das Erwerbseinkommen aus einer vom
(von der) Versicherten ausgeübten selb-
ständigen oder unselbständigen Erwerbs-
tätigkeit den im Abs. 1 vorletzter Satz,
bezeichneten Betrag übersteigt."

c) § 68 a Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:.
„Waren die Voraussetzungen für die Anwen-
dung des Abs. 2 in einem Kalenderjahr gegeben,.

378
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war der Pensionsberechtigte aber in diesem
Kalenderjahr nicht ständig erwerbstätig oder hat
der Pensionsberechtigte während der Zeit, in der
die Pension weggefallen war, ein Erwerbsein-
kommen bezogen, das in einzelnen Kalender-
monaten dieses Kalenderjahres unter dem im
§ 253 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes genannten, jeweils geltenden Be-
trag gelegen ist, kann er beim Versicherungs-
träger Bis 31. März des folgenden Kalender-
jahres beantragen, daß die Bestimmungen des
Abs. 2 für das vorangegangene Kalenderjahr
neuerlich angewendet werden, wobei als monat-
lich gebührendes Erwerbseinkommen ein Zwölf-
tel der Summe des Erwerbseinkommens des vor-
angegangenen Kalenderjahres anzunehmen ist."

9. Im § 76 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß
durch einen Beistrich zu ersetzen; folgendes ist
anzufügen:
„die Alterspension (§ 68) überdies aus dem Zu-
schlag zur Alterspension gemäß § 76 a."

10. a) § 80 Abs. 1 lit. a hat zu lauten:
„a) keinen Anspruch auf Erwerbsunfähigkeits-

(Alters)pension hatte, 60 v. H. der Pen-
sion, auf die er in diesem Zeitpunkt An-
spruch gehabt hätte;"

b) § 80 Abs. 1 lit. c zweiter Halbsatz hat zu
lauten:
„hiebei ist das Ausmaß der in der Erwerbs-
unfähigkeits(Alters)pension berücksichtigten
Steigerungsbeträge um die auf diese Beitrags-
zeiten entfallenden Steigerungsbeträge zu erhö-
hen, und zwar bei der Erwerbsunfähigkeitspen-
sion bis zum Höchstausmaß von 540 Versiche-
rungsmonaten und bei der Alterspension bis
zum Höchstausmaß von 576 Versicherungsmona-
ten."

11. § 85 Abs. 7 hat zu lauten:
„(7) Steht das Recht zur Bewirtschaftung des

land(forst)wirtschaftlichen Betriebes auf eigene
Rechnung und Gefahr nicht einer einzigen Per-
son zu, so gilt das gemäß Abs. 5 ermittelte
Nettoeinkommen, sofern bei dessen Ermittlung
die Bewirtschaftung durch mehrere Personen
nicht bereits berücksichtigt wurde, nur im Ver-
hältnis der Anteile am land(forst)wirtschaft-
lichen Betrieb als Nettoeinkommen."

12. § 99 a Abs. 6 hat zu lauten:
„(6) Grundlage für die Berechnung des Über-

weisungsbetrages nach Abs. 1 und für die Er-
stattung der Beiträge nach Abs. 3 sind 35 v. H.
der am Stichtag (Abs. 7) nach § 12 Abs. 9 gel-
tenden Höchstbeitragsgrundlage (Berechnungs-
grundlage)."

13. Im § 143 Abs. 2 ist der Ausdruck „für
das Kalenderjahr 1976" durch den Ausdruck
„für das Kalenderjahr 1977" zu ersetzen.

14. § 151 a Abs. 3 Eingang hat zu lauten:

„Das Höchstausmaß der nach Abs. 2 neu zu
bemessenden Übergangspension beträgt bei Vor-
liegen von ".

Artikel II

Schlußbestimmungen

(1) Im Art. II der 5. Novelle zum B-PVG,
BGBl. Nr. 709/1976, haben die Abs. 5 bis 7 zu
lauten:

„(5) Die Bestimmungen des § 67 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 24 gelten nur für Leistungen, bei
denen der Stichtag nach dem 31. Dezember 1978
liegt. Sie gelten nicht für Leistungen aus dem
Versicherungsfall des Todes, wenn der Stichtag
zwar nach dem 31. Dezember 1978 liegt, aber
im Zeitpunkt des Todes ein zu einem Stichtag
vor dem 1. Jänner 1979 bescheidmäßig zuer-
kannter Anspruch auf eine Leistung (Gesamt-
leistung) aus eigener Pensionsversicherung nach
dem Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz mit Aus-
nahme des Knappschaftssoldes und der Knapp-
schaftspension oder dem Gewerblichen Selbstän-
digen-Pensionsversicherungsgesetz besteht oder
ein solcher Anspruch auf Grund eines vor dem
1. Jänner 1979 eingeleiteten Verfahrens nach-
träglich für die Zeit bis zum Tode zuerkannt
wird; wurden in der Leistung aus eigener Pen-
sionsversicherung, für die der Stichtag nach dem
30. Juni 1958 liegt, vor dem Stichtag liegende
Versicherungszeiten nach dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz und (oder) dem Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetz nicht berücksichtigt, so ist vor Anwen-
dung des § 80 Abs. 1 lit. b oder c des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes die Leistung aus
eigener Pensionsversicherung nach Abs. 6 neu zu
bemessen. Sind bei Eintritt des Versicherungs-
falles des Todes Ansprüche auf zwei oder meh-
rere Leistungen aus eigener Pensionsversiche-
rung gegeben, ist vor Anwendung des § 80
Abs. 1 lit. b oder c des Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetzes Abs. 6 mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß sich die Leistungszuständigkeit nach
dem später liegenden Stichtag richtet und die
höhere bzw. höchste Bemessungsgrundlage heran-
zuziehen ist.

(6) Die Bestimmungen des § 67 Abs. 7 Z. 1,
2 und 5 des Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes
in der Fassung des Art. I Z. 24 sind auf Antrag
auf jene Leistungen aus der Pensionsversicherung
anzuwenden, die am 1. Jänner 1979 gebühren
und für die der Stichtag nach dem 30. Juni 1958,
aber vor dem 1. Jänner 1979 liegt, wenn vor dem
Stichtag liegende Versicherungszeiten nach dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und (oder)
dem Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
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sicherungsgesetz nicht berücksichtigt wurden.
Stichtag für die Neubemessung der Leistung
ist der Tag der Antragstellung, wenn sie an einem
Monatsersten erfolgt, sonst der der Antrag-
stellung folgende Monatserste. Bei der Neube-
messung verbleibt es bei der bisherigen Leistungs-
zuständigkeit und den bisherigen Bemessungs-
grundlagen nach dem Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetz; in der Pensionsversicherung, in der
bereits Versicherungsmonate festgestellt worden
sind, erfolgt keine Neufeststellung von Versiche-
rungsmonaten; neu festgestellte Versicherungs-
monate sind nur insoweit zu berücksichtigen, als
sie sich nicht mit bereits festgestellten Versiche-
rungsmonaten decken; ergibt sich bei der Neu-
bemessung ein niedrigerer Betrag als der vor-
her gebührende, ist dieser weiter zu gewähren.
Eine sich aus der Anwendung der Bestimmungen
des § 67 Abs. 7 Z. 1, 2 und 5 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 24 ergebende Erhöhung gebührt ab
1. Jänner 1979, wenn der Antrag bis zum
31. Dezember 1979 gestellt wird, sonst ab dem
auf die Antragstellung folgenden Monatsersten.

(7) Handelt es sich bei der nach Abs. 6
neu festzustellenden Leistung um eine Lei-
stung aus dem Versicherungsfall des Todes
und hatte der Verstorbene im Zeitpunkt
des Todes einen bescheidmäßig zuerkannten An-
spruch auf eine Leistung (Gesamtleistung) aus
eigener Pensionsversicherung nach dem Bauern-
Pensionsversicherungsgesetz, dem Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz oder dem Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz oder
wurde ein solcher Anspruch auf Grund eines
vor dem 1. Jänner 1979 eingeleiteten Verfah-
rens nachträglich für die Zeit bis zum Tode
anerkannt, so gelten die Bestimmungen des
Abs. 5 für die Neufeststellung der Leistung aus
eigener Pensionsversicherung und die Leistungs-
zuständigkeit entsprechend."

(2) Im Art. II der 5. Novelle zum B-PVG,
BGBl. Nr. 709/1976, hat Abs. 10 zu lauten:

„(10) Erhöhungen der Ausgleichszulage, die
aus der Anwendung des § 85 Abs. 8 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes gegenüber dem um
7 v. H. erhöhten, aus der Anwendung des § 151
Abs. 4 Z. 5 des Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetzes in der am 31. Dezember 1976 in Gel-
tung gestandenen Fassung ergebenden Betrag ent-
stehen, gebühren in der Zeit vom 1. Jänner 1977
bis 31. Dezember 1977 zur Hälfte."

(3) Im Art. II Abs. 15 der 5. Novelle zum
B-PVG, BGBl. Nr. 709/1976, hat der erste Satz
zu lauten:

„Ergibt sich aus der Anwendung der Bestim-
mungen des § 151 a Abs. 3 des Bauern-Pensions-
versicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I
Z. 44 bei Personen, die nach den vor dem 1. Jän-

ner 1977 in Geltung gestandenen Bestimmungen
Anspruch auf Verdopplung der Zuschußrente
hatten, ein geringerer Leistungsanspruch, als er
bei Weitergeltung der bisherigen Vorschriften
gebührt hätte, so ist dem Leistungsempfänger
ein Unterschiedsbetrag in der Höhe der Minde-
rung so lange zu gewähren, als er nach den bis-
herigen Vorschriften Anspruch auf Verdopplung
der Zuschußrente gehabt hätte."

(4) Art. IV Abs. 2 lit. b der 5. Novelle zum
B-PVG, BGBl. Nr. 709/1976, hat zu lauten:

„b) mit dem 1. Jänner 1978 Art. I Z. 1 lit. b,
4 bis 6, 7 lit. a, 17, 19 bis 22, 31, 36 lit. c
bis f, 42 und 47;"

(5) Art. IV Abs. 2 lit. c der 5. Novelle zum
B-PVG, BGBl. Nr. 709/1976, hat zu lauten:

„c) mit dem 1. Jänner 1979 Art. I Z. 24,
26 lit. a, 32 und 34 und Art. II Abs. 5
bis 7."

Artikel III

Wirksamkeitsbeginn

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, am 1. Jän-
ner 1978 in Kraft.

(2) Es treten in Kraft
a) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1977 Art. I

Z. 1 lit. d, 3, 4, 14 und Art. II, die Be-
stimmung des Art. I Z. 1 lit. d jedoch mit
der Maßgabe, daß ihre Geltung auf die
Zeit bis 31. Dezember 1977 beschränkt
wird;

b) mit dem 1. Jänner 1979 Art. I Z. 10 lit. b.

Artikel IV

Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg

6 5 9 . Bundesgesetz vom 14. Dezember 1977,
mit dem das Krankenanstaltengesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Krankenanstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 281/1974, wird wie folgt geändert:

1. (Grundsatzbestimmung) Dem § 10 ist nach-
stehender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Die Landesgesetzgebung kann die Rechts-
träger von Krankenanstalten ermächtigen, die
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Speicherung, Verarbeitung und Aufbewahrung
von Krankengeschichten anderen Rechtsträgern
zu übertragen, wenn für diese Rechtsträger und
die in ihnen beschäftigten Personen eine gesetz-
liche Verschwiegenheitspflicht besteht oder durch
die Landesgesetzgebung auferlegt wird. Die Er-
mächtigung kann auch die Speicherung, Verar-
beitung und Aufbewahrung mittels automations-
unterstützter Datenverarbeitung beinhalten. Wei-
tergaben von personenbezogenen Daten durch
Rechtsträger, denen die Speicherung, Verarbei-
tung und Aufbewahrung übertragen wurde, sind
nur an Ärzte oder Krankenanstalten zulässig,
in deren Behandlung der Betroffene steht."

2. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht) § 44
hat zu lauten:

„§ 44. Personen, die an Universitätskliniken
oder an sonstigen Krankenanstalten, in denen
klinischer Unterricht erteilt wird, oder an Bun-
des-Hebammenlehranstalten behandelt werden,
dürfen nur, soweit es ihrem Gesundheitszustand
nicht abträglich ist und sie nicht ausdrücklich
Widerspruch erhoben haben, für Unterrichts-
zwecke herangezogen werden."

Artikel II

1. Mit der Wahrnehmung der Rechte des
Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 B-VG hinsichtlich
der im Art. I Z. 1 enthaltenen Angelegenheiten
ist der Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz betraut.

2. Mit der Vollziehung der Bestimmungen des
Art. I Z. 2 ist der Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz, hinsichtlich der Uni-
versitätskliniken im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Wissenschaft und Forschung, be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg Firnberg

6 6 0 . Bundesgesetz vom 14. Dezember 1977
über die Tragung der Kosten für die Be-

seitigung von Tierkörpern

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Dem § 6. der Vollzugsanweisung des Staats-
amtes für Land- und Forstwirtschaft im Einver-
nehmen mit dem Staatsamte für Volksernährung
vom 19. April 1919, StGBl. Nr. 241, betreffend
die Verwertung von Gegenständen animalischer
Herkunft in Tierkörperverwertungsanstalten
(Tierkörperverwertung), sind nachstehende Abs. 3
und 4 anzufügen:

„(3) Der Landeshauptmann hat das Entgelt für
die Einsammlung, die Abfuhr und die Beseitigung

der abzuliefernden Gegenstände in einem kosten-
deckend begrenzten Entgelttarif durch Verord-
nung festzulegen. Bei der Berechnung des Tarifs
sind die voraussichtlichen durchschnittlichen Ko-
sten der Einsammlung, Abfuhr und Beseitigung
sowie Rücklagen für die Erhaltung und Verbes-
serung der hiefür bestimmten Einrichtungen und
für deren Amortisierung zu berücksichtigen.

(4) Die auf Grund des Entgelttarifes nach.
Abs. 3 zu entrichtenden Entgelte sind von den
Besitzern von Gegenständen, die dem Abliefe-
rungszwang nach § 3 unterliegen, zu leisten."

Artikel II

Folgende den Gegenstand dieses Bundesgesetzes
regelnde Verordnungen der Landeshauptmänner
werden als Bundesgesetze solange in Kraft ge-
setzt, bis ihren Gegenstand regelnde Verordnun-
gen auf Grund dieses Bundesgesetzes in Wirksam-
keit getreten sind:

1. Verordnung des Landeshauptmannes von
Niederösterreich vom 23. Juni 1975, LGBl.
Nr. 6 440/2-0, über die Festsetzung der Ge-
bühren für die Abholung und unschädliche
Beseitigung der Kadaver, Konfiskate und
tierischen Abfälle;

2. Verordnung des Landeshauptmannes von
Burgenland vom 30. Dezember 1975 über die
unschädliche Beseitigung und Verwertung
von Gegenständen animalischer Herkunft
in Tierkörperverwertungsanstalten, LGBl.
Nr. 3/1976, zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 7. April 1976, LGBl. Nr. 16/
1976;

3. Verordnung des Landeshauptmannes von.
Oberösterreich vom 10. Dezember 1964 über
die Beseitigung und Verwertung von Gegen-
ständen animalischer Herkunft in Tierkör-
perverwertungsanstalten (Tierkörperverwer-
tungs-Verordnung 1965), LGBl. Nr. 68/1964,
zuletzt geändert durch die Verordnung vom
17. Juli 1972, LGBl. Nr. 26;

4. Verordnung des Landeshauptmannes von
Salzburg vom 8. Oktober 1973 über die
Einsammlung von tierischen Abfällen zum
Zwecke der Verwertung und Beseitigung,
LGBl. Nr. 123, zuletzt geändert durch die
Verordnung vom 3. Feber 1976, LGBl.
Nr. 20.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Dezem-
ber 1977 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz betraut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg


